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Das Ablehnungsgesuch des KlÃ¤gers wegen Besorgnis der Befangenheit wird als
unzulÃ¤ssig zurÃ¼ckgewiesen.

GrÃ¼nde:

Das Ablehnungsgesuch ist unzulÃ¤ssig. Der KlÃ¤ger hat im Schriftsatz vom
02.01.2006 Richter des Landessozialgerichts Baden-WÃ¼rttemberg ohne
Benennung von Tatsachen, welche einen AnknÃ¼pfungspunkt fÃ¼r einen
Ablehnungsantrag bilden kÃ¶nnten, abgelehnt. Er hat lediglich 6 beim
Landessozialgericht Baden-WÃ¼rttemberg beschÃ¤ftigte Richter genannt.
BefangenheitsgrÃ¼nde, die sich individuell auf den oder die beteiligten Richter
beziehen wÃ¼rden, hat er nicht vorgetragen. Ein Befangenheitsgrund lÃ¤sst sich
entgegen dem Vorbringen des KlÃ¤gers im Schriftsatz vom 21.01.2006 auch nicht
daraus herleiten, dass der Vorsitzende Richter am Landessozialgericht F. und die
Richterinnen am Landessozialgericht B.-M. und G.-B. den Beschluss vom
18.01.2006, in dem sie eine Befangenheit von Richter am Sozialgericht G.
abgelehnt haben, erlassen haben (L 11 KR 157/06 A). Nachdem im Hinblick auf
diese Richter bezÃ¼glich ihrer Befangenheit zum Zeitpunkt des Erlasses des
Beschlusses am 18.01.2006 nur der bereits genannte Schriftsatz vom 02.01.2006,
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auf den sich eine Befangenheit nicht stÃ¼tzen lÃ¤sst, vorlag, waren die Richter
befugt, tÃ¤tig zu werden. Im Ã¼brigen ergeben sich aus dem Schriftsatz vom
21.01.2006 auch sonst keine GrÃ¼nde, die die Befangenheit begrÃ¼nden
kÃ¶nnten. Der KlÃ¤ger hat nur pauschale Dinge vorgetragen. Sachverhalte, die sich
individuell auf die beteiligten Richter beziehen, hat er nicht vorgebracht. Konkrete
Fakten, auf die sich der Verdacht der Besorgnis der Befangenheit grÃ¼ndet, hat er
nicht genannt. Damit ist das Ablehnungsgesuch missbrÃ¤uchlich und deshalb als
unzulÃ¤ssig zurÃ¼ckzuweisen.

Dieser Beschluss ist unanfechtbar (Â§ 177 Sozialgerichtsgesetz).

Erstellt am: 27.06.2006

Zuletzt verändert am: 21.12.2024
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